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Aus der Sicht der Kammer stellt 
die Stiftung eine Notwendigkeit 
dar, weil die auf etliche Parteien 
zersplitterte bürgerliche Politik 
dringend auf Grundsatzpolitik 
angewiesen ist, weil die Grund­
sätze freiheitlicher Politik für 
jeden Bereich periodisch aktua­
lisiert und konkretisiert werden 
müssen, weil wir berechenbare

Von Dr. oec. Hans-Peter Zehnder, 
Präsident der Aargauischen Industrie- 
und Handelskammer, Meisterschwan- 
den

Ich wünsche der vorliegenden 
Schrift grosse Beachtung und 
weite Verbreitung.

14 ydLiUv
Dr. Hans-Peter Zehnder

Es freut mich, der Aargauischen 
Stiftung für Freiheit und Verant­
wortung in Politik und Wirt­
schaft im Namen der Aargaui­
schen Industrie- und Handels­
kammer (AIHK) und persönlich 
zum 10jährigen Bestehen und 
Wirken gratulieren und ihr wei­
terhin tatkräftiges und profiliertes 
Wirken wünschen zu dürfen.

Langzeitpolitik brauchen. Kurz­
um: Die Stiftung wirkt als kom­
petenter Stützpunkt bürgerlicher 
Politik. Wir sind gerne bereit, 
auch in Zukunft zusammen mit 
der Stiftung oder mit Exponenten 
der Stiftung Herausforderungen 
anzupacken: Nur durch eine 
Reform der Gesamtpolitik der 
öffentlichen Hand lässt sich der 
Staat auf Kernaufgaben beschrän­
ken. Rahmenpolitik muss die 
Standortqualität ständig stark 
steigern. Ohne Sozialstaatsreform 
kann das System sozialer Sicher­
heit auf Dauer nicht volks­
wirtschaftlich tragbar gestaltet 
werden.

'TT

Unsere Kammer schätzt die 
Beiträge der Stiftung (Publikatio­
nen, Veranstaltungen, Stellung­
nahmen) ausserordentlich, weil 
sie die Fundamente der auch 
von uns vertretenen zeitgenössi­
schen Ordnungspolitik stärken: 
freiheitliche, demokratische und 
föderalistische Staatsordnung, 
Leitideen der Sozialen Marktwirt­
schaft (Ludwig Erhard), «Gesell­
schaft freier Menschen» (Walter 
Lippmann).

Und nicht zuletzt: Das ausge­
zeichnete Wirken von Prof. Dr. 
Hans Letsch, Aarau, als Politiker, 
Unternehmer und Wissenschafter 
bleibt auch für die Kammer Vor­
bild und Verpflichtung.

Zum Geleitl_
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Von Dr. Markus Letsch, Präsident 
des Stiftungsrates der Aargauischen 
Stiftung für Freiheit und Verantwortung 
in Politik und Wirtschaft

anstaltungen durchfuhren, zu 
politischen und wirtschaftli­
chen Fragen Stellung nehmen 
sowie beispielhaftes Wirken 
auszeichnen. Das Schwerge­
wicht liegt auf praktischen 
Problemen bzw. Lösungsan­
sätzen, die durch Sachkompe­
tenz einerseits und eine dem 
Stiftungszweck entsprechende 
Grundhaltung andererseits ge­
prägt sind.»

1987 ist Ständerat Letsch aus dem 
eidg. Parlament zurückgetreten. 
Er hat sich während seines gesam­
ten politischen Wirkens durch 
Grundsatztreue, hohe Glaubwür­
digkeit und Durchsetzungsver­
mögen ausgezeichnet. Politische 
Freunde haben sich damals über­
legt, wie man sein reiches Ge­
dankengut an die kommende 
Generation weitergeben könnte. 
So entstand die Aarg. Stiftung 
für Freiheit und Verantwortung 
in Politik und Wirtschaft mit 
folgendem Stiftungszweck:

«Die Stiftung bezweckt, die 
Grundsätze von Freiheit und 
Verantwortung im politischen 
und wirtschaftlichen Alltag 
durchzusetzen und insbeson­
dere die jüngere Generation 
im Kanton anzusprechen und 
zu fördern. Die Stiftung ist 
einer positiven, von Zuversicht 
geprägten Grundhaltung ver­
pflichtet. Zur Erreichung des 
Zwecks wird die Stiftung Ver-

Die Aargauische Stiftung für 
Freiheit und Verantwortung in 
Politik und Wirtschaft wurde 
1988 gegründet. 1998 feiert sie 
das 10jährige Jubiläum. Dies ist 
Grund genug, um einen Rück­
blick und Ausblick vorzunehmen.

Der vierte Teil dieser Publikation 
enthält einen Überblick der Akti­
vitäten der Stiftung von 1988 bis 
1998. In den vergangenen Jahren 
gelang es der Stiftung mehrmals, 
bei wichtigen Themen kantonaler 
Politik mit hochkarätigen Refe­
renten, klaren Forderungen aus 
ordnungspolitischer Sicht und 
konstruktiven Vorschlägen zu ei­
nem frühen Zeitpunkt meinungs­
bildende Veranstaltungen durch­
zuführen. Als Beispiele sind das 
Schulleitbild und die Steuerge­
setzrevision zu nennen. Unser 
Schulungskurs zur Kommunal­
politik erfreut sich einer steigen­
den Beliebtheit. Dieses Jahr 
konnten über 70 Interessenten 
aufgrund der beschränkten Teil­
nehmerzahl nicht berücksichtigt 
werden. Die Stiftung beschränkt 
sich nicht ausschliesslich auf die 
kantonale Politik. Verschiedene 
Publikationen widmen sich aus­
giebig der nationalen Politik. 
1996 wurden unter dem Titel

<>

Rückblick und Ausblick
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Wende-
Verbesse-

es eine Stiftung für Freiheit und 
Verantwortung? Die Antwort war 
damals ein klares und überzeugtes 
JA. Es gibt ohne Freiheit und Ver­
antwortung weder Gerechtigkeit 
noch Frieden, weder Menschen­
würde noch Lebensqualität. Die 
Grundhaltung unserer Stiftung 
zu Freiheit und Verantwortung 
wurde 1988 folgendermassen 
umschrieben:

Freiheit
Freiheit bedeutet, sich selbst sein 
zu dürfen und als Persönlichkeit 
anerkannt zu werden. Die Be­
drohungen der Freiheit sind 
mannigfaltig: Die staatliche Re­
gelungsdichte nimmt zu; der 
Steuerdruck hat sich verstärkt; 
Macht und Machtkonzentratio­
nen schränken die Freiheit ein. 
Den besten Schutz gegen solche 
Bedrohungen bieten eigenstän­
dige Gemeinden und Kantone, 
die direkte Demokratie, wirt­
schaftlicher Wettbewerb, starke 
Klein- und Mittelbetriebe, eine 
intakte Sozialpartnerschaft und 
breit gestreutes privates Eigen­
tum.

«Standort Schweiz am 
punkt: Postulate zur 
rung der Wettbewerbsfähigkeit» 
konkrete Massnahmen in den 
Bereichen Wirtschaftspolitik, 
Finanzpolitik, Sozialpolitik und 
Bildungspolitik vorgeschlagen. 
Das Buch «Stoppt den Staat — 
er ist zu teuer!» konnte 1996 mit 
einer Auflage von 21000 Exem­
plaren erfolgreich herausgegeben 
werden.

Für die Aktivitäten der Stiftung 
ist der Stiftungsrat verantwort­
lich. Die Stiftung ist unabhängig 
von Parteien, Vereinen und Ver­
bänden. Diese Unabhängigkeit ist 
beste Garantie dafür, dass dem 
Stiftungszweck möglichst opti­
mal nachgelebt werden kann. 
Über den Tätigkeiten des Stif­
tungsrates schwebt kein Damo­
klesschwert von bevorstehenden 
Wahlen. Der Stiftungsrat arbeitet 
ehrenamtlich.

Verantwortung
Jeder Bürger — vor allem der 
Politiker und der Unternehmer — 
trägt zunächst Verantwortung ge­
genüber sich selber und seinem 
eigenen «Haus». Eigenverant­
wortung darf indessen nicht mit 
Eigennutz gleichgesetzt werden.

Die Stiftungsgründer haben sich 
vor 10 Jahren gefragt, ob in Poli­
tik und Wirtschaft, im auslaufen­
den 20. Jahrhundert, Freiheit und 
Verantwortung als Leitidee des 
wirtschaftlichen und politischen 
Handelns noch gebraucht wer­
den. Sind in Anbetracht der be­
vorstehenden Jahrtausendwende, 
zwecks Aufbruch zu neuen Ufern, 
nicht andere Ziele, wie Menschen­
würde, Gerechtigkeit, Friede und 
Lebensqualität gefragt? Braucht
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Im Gegenteil: Wer sich nur vom 
eigenen Nutzen leiten lässt, wird 
oft verantwortungslos handeln. 
Verantwortung ist umfassend zu 
leben, also auch gegenüber dem 
Mitmenschen und unserer natür­
lichen Umwelt. Aus dieser Ver­
antwortung wächst zudem die 
Verpflichtung zum Engagement 
im Dienste der Gemeinschaft, 
nicht zuletzt in Politik und Wirt­
schaft.

Im Sinne einer Standortbestim­
mung müssen wir uns heute fra­
gen, ob den Begriffen. Freiheit 
und Verantwortung in Zukunft 
noch eine Bedeutung zukommt, 
und ob unsere Stiftung weiterhin 
eine wichtige Aufgabe wahrzu­
nehmen hat. Aus Überzeugung, 
dass es sich bei Freiheit und Ver­
antwortung um zeitlose Begriffe 
handelt, muss die Antwort erneut 
klar und eindeutig JA lauten. Wie 
sieht es aber heute mit Freiheit 
und Verantwortung aus? Die Frei­
heit ist durch eine zunehmende 
staatliche Regelungsdichte, einen 
steigenden Steuerdruck, Macht 
und Machtkonzentration weiter 
bedroht. Die Bereitschaft, sich aus 
Verantwortung gegenüber den 
Mitmenschen und der Umwelt 
im Dienste der Gemeinschaft zu 
engagieren, nimmt laufend ab. 
Der dritte Teil dieser Publikation 
widmet sich ausführlich den 
Begriffen Freiheit und Verant­
wortung in der heutigen Zeit.

Für unsere Stiftung bieten sich 
zukünftig auf kantonaler und na­
tionaler Ebene weiterhin vielfälti­
ge Betätigungsfelder. Die nächste 
Veranstaltung widmet sich dem 
Beispiel Neuseeland. Neuseeland 
hat demonstriert, wie durch mu­
tige Reformen, auch wenn diese 
vorübergehend schmerzen, ein 
Land wirtschaftlich an die Spitze 
geführt werden kann.



Fr-ihoit imd Verantwort^'«

von Hans Letsch

4

- ein Kompass im Labyrinth 
politischen und wirtschaft­
lichen Wunschdenkens

Vorwort:
Anlass und Absicht
Der Stiftungsrat der Aargauischen 
Stiftung für Freiheit und Verant­
wortung in Politik und Wirt­
schaft legt in der vorliegenden 
Publikation Rechenschaft ab, wie 
in den letzten zehn Jahren ver­
sucht worden ist, die im Stif­
tungszweck umschriebenen Ziele 
zu erreichen. Bei dieser Gelegen­
heit wollte ich mich persönlich 
wieder einmal darauf besinnen, 
wie es aufgrund zahlreicher neuer 
Erkenntnisse und Erfahrungen in 
den vergangenen Jahren um den 
Sinn einer von Freiheit und Ver­
antwortung getragenen Staats­
und Wirtschaftsordnung stehe. 
Dabei hat sich in meiner Beur­
teilung deren Überlegenheit be­
stätigt. So entschloss ich mich zu 
diesem Aufsatz. Er ist für Sympa­
thisanten der Stiftung und weite­
re Interessenten bestimmt. Von 
welchen Gedanken liess ich mich 
leiten?

Dem Orientierungsläufer dient 
ein Kompass als Hilfsmittel, um 
in unwegsamem Gelände ein Ziel 
sicher zu erreichen. Auch poli-

tisch und wirtschaftlich engagier­
te Bürger, wie ich einer war, soll­
ten eine Art Orientierungsläufer 
sein. Sie setzen sich Ziele — hof­
fentlich nicht für sich persönlich, 
sondern für eine ihrer Überzeu­
gung entsprechende Staats- und 
Wirtschaftsordnung — und möch­
ten diesen innert nützlicher Frist 
näher kommen. Die Pluralität un­
serer Gesellschaft erschwert ge­
meinsame Zielvorstellungen. Sie 
«von oben» zu diktieren, ist nicht 
ratsam. Ich ziehe den direkt-de­
mokratischen Willensbildungs­
prozess vor. In diesem Rahmen 
soll vorerst jeder daran Beteiligte 
allein oder im Verbund mit 
Gleichgesinnten die eigenen Zie­
le und Positionen klar zum Aus­
druck bringen dürfen, nach abge­
schlossener Willensbildung dann 
allerdings die geltenden Regeln 
respektieren.
So will die vorliegende Arbeit 
zwar keine wissenschaftliche 
Abhandlung sein. Doch nehmen 
grundsätzliche Überlegungen 
breiten Raum ein. Sowohl diese 
als auch praktische Folgerungen 
möchte ich keinesfalls als «Rezep­
te» verstanden wissen. Andere 
Auffassungen sind legitim und 
braucht es für den Dialog. Ich ver­
suche nichts anderes, als jenen 
eine Orientierungshilfe zu bieten, 
denen es um die Schaffung bzw. 
Stärkung eines umfassenden Ord­
nungssystems in Staat und Wirt­
schaft, getragen vom Willen zu
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angebliche Scheuklappen-Schau 
eines ewig gestrigen Hinter­
wäldlers zelebrieren! Schliesslich 
werden im dritten Teil Konse­
quenzen grundsätzlicher Art, spe­
ziell aber für die Schweiz, ge­
zogen, immer jedoch — um das 
nochmals zu betonen — aus per­
sönlicher Sicht, ohne Anspruch 
auf «Allgemein-Verbindlichkeit» 
zu erheben, nicht einmal für den 
Stiftungsrat!
Die Arbeit wurde zur Hauptsache 
Mitte Mai 1998 abgeschlossen. 
Sie enthält absichtlich keine 
Statistiken und Grafiken. Es sei 
dazu insbesondere auf den ausge­
zeichneten «Zahlenspiegel der 
Schweiz 1997/98», hrsg. von der 
Wirtschaftsförderung in Zürich 
verwiesen.

Freiheit und Verantwortung (im­
mer persönlich verstanden) geht, 
und die von der Notwendigkeit 
einer solchen Ordnung grundsätz­
lich überzeugt sind. Wer andere 
Ziel- und Wertvorstellungen hat, 
braucht sich nicht angesprochen 
zu fühlen. Heute bekennt sich 
zwar das sogenannt bürgerliche 
Lager wenigstens verbal dazu. Es 
verfügt weit herum sogar über die 
Mehrheit in Regierungen und 
Parlamenten. Trotzdem zeichnet 
sich der politische Alltag durch 
Orientierungslosigkeit aus. Teils 
fehlt es eben sogar in unsern Rei­
hen an klaren Zielvorstellungen, 
teils am Kompass, der es erlauben 
würde, unbeirrt und sicher das 
Ziel anzustreben. Und genau 
deshalb scheint es mir wichtig, 
Akteure und Mitläufer in den 
eigenen Reihen anzusprechen, da­
mit — und zwar über Parteigren­
zen hinweg — der Schulterschluss 
gelingt. Im ersten Teil veran­
schaulichen Beispiele der heutigen 
Orientierungslosigkeit den Ist- 
Zustand. Daran anschliessen muss 
sich die Frage, welches denn die 
wichtigsten Anliegen eines um­
fassenden freiheitlichen Ordnungs­
systems wären, und weshalb bzw. 
wie es nach Anfangserfolgen zur 
ordnungspolitischen Verwahrlo­
sung kam. Anhaltspunkte bietet 
der zweite Teil. Bewusst werden 
hier häufig Quellen und neueste 
Verlautbarungen aus der BRD 
zitiert. Ich will ja nicht die
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1. Orientierungslos

1.1 Mangelnde Prioritäten

Richtung weisen. Die Folgen sind 
wirtschafts- und staatspolitisch 
gleichermassen bedenklich.

Einige Hinweise zur Bundespoli­
tik sollen die gegenwärtige Ori­
entierungslosigkeit veranschauli­
chen.

Die Ziel- und Orientierungslosig­
keit unserer bürgerlichen Politi­
ker führt zunächst zu einer gera­
dezu grotesken Zersplitterung der 
Kräfte. Sie missachten die Erfah­
rung und den Grundsatz, die zwar 
der Geschichte der Kriegsführung 
entstammen, die aber für Politik 
und Wirtschaft gleichermassen 
gelten. Der frühere Divisionär 
Edgar Schumacher hat daraus

Weil es an Prioritäten fehlt, bleiben 
die wichtigsten Probleme ungelöst. 
Weil gleichzeitig die Glaubwürdig­
keit verlorengeht, schwindet das 
Vertrauen der Bürger in die politi­
sche und wirtschaftliche «Füh­
rung». Weil sich staatliche Macher 
als «Übermenschen» gebärden und 
fataler Staatsgläubigkeit frönen, 
schwinden die Eigenverantwortung, 
der Wille zu konstruktiver Mitarbeit, 
zum uneigennützigen Dienen und 
schliesslich zur Akzeptanz direkt­
demokratisch ermittelter Mehrhei­
ten. Minderheitenschutz wird leicht 
zum Minderheitenkult.

Es ist noch gar nicht lange her, 
als ein hervorragender Kenner 
internationaler Staats- und Wirt­
schaftsordnungen die Schweiz als 
«Leitstern für Ordnungspolitik» 
gerühmt hat [1], Seither ist 
dieser Stern verblasst. Sogar die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung 
schreibt in einem Leitartikel vom 
29- Januar 1998 unter dem Titel 
«Die Leiden eines Verwöhnten» 
über die Schweiz: «Selten ist ein 
Volk so schnell vom Podest ge­
stürzt, vom Musterschüler zum 
Prügelknaben geworden.» Viele 
Bürger, vor allem aber Regierun­
gen und Parlamente, erwecken 
den Eindruck von Orientierungs­
losigkeit. Soweit Politiker über­
haupt wissen, was sie wollen, 
stimmt das, was sie an Sonn- und 
Feiertagen predigen mit dem, was 
sie tatsächlich tun bzw. wie sie 
sich verhalten, kaum noch über­
ein. Das führt bei den Akteuren zu 
Widersprüchen und im «Publi­
kum» zu Unsicherheiten. Auf dem 
parlamentarischen Parkett herr­
schen Hektik und «sterile Betrieb­
samkeit». Vielfach flüchten die 
zum Handeln Aufgerufenen auf 
Nebenkriegsschauplätze oder in 
Visionen und neue Institutionen, 
in mehr oder weniger schwammi­
ge Verfassungs- und Gesetzesauf­
träge, die sich zwar als Juristen­
futter eignen, aber keine klare
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nach wie vor an der Konzentration 
der Kräfte fehlt.
Sowohl der Bericht des Bundes­
rates vom 18. März 1996 über 
die Legislaturplanung 1995 bis 
1999 mit 21 praktisch gleichge­
wichteten Zielen, die mit 42 Re­
formprojekten innert vier Jahren 
erreicht werden wollen, als auch 
die jeweiligen Jahresplanungen 
gleichen weit mehr politischen 
Wunschzetteln als einer klaren 
Prioritätenordnung. Das ist be­
dauerlich in einem Zeitpunkt, da 
es gilt, den Steuerzahler und die 
Wirtschaft zu schonen, die Wett­
bewerbskraft und den Standort 
Schweiz zu stärken und die im 
Parlament weiterhin wuchernde 
Anspruchsmentalität einzudäm­
men. Als geradezu grob fahrlässig 
erscheinen unter diesem Gesichts­
punkt «politische Luxuslösun­
gen», wie beispielsweise

♦ das Festhalten an einer Zwei- 
R Öhren-NE AT mit praktisch 
gleichzeitigem Baubeginn und 
die zur Mitfinanzierung vor­
gesehene leistungsabhängige 
Schwerverkehrsabgabe, die 
volkswirtschaftlich überrissen, 
ökologisch untauglich und eu­
ropapolitisch nicht zwingend 
ist; oder

«eine einzige Forderung von ab­
soluter Gültigkeit für jedes wil­
lensbetonte Handeln abgeleitet, 
nämlich jene nach Konzentration. 
Alle andern Prinzipien erleiden 
Einschränkungen und haben ihre 
Ausnahmefälle — das der Konzen­
tration ist vorbehaltlos und von 
keiner Zeit und Wandlung beein­
flusst... Konzentration anzustre­
ben, ist in jedem Fall richtig, sie zu 
missachten, ist immer falsch». Der 
Zwang zur Konzentration der 
Kräfte ergibt sich im wesentli­
chen daraus, dass die verfügbaren 
Mittel beschränkt sind. Das wis= 
sen und spüren Führer an der mi­
litärischen und wirtschaftlichen 
Front meist besser als staatliche 
Macher. Diese frönten — das je­
denfalls zeigt die Erfahrung auf 
Bundesebene — allzu lange dem 
Wahn der unbegrenzten Möglich­
keiten, und genau in diesem 
Übermut wurzeln die gesell- 
schafts-, wirtschafts- und staats­
politischen Probleme der Gegen­
wart, die der Lösung harren. In 
den 70er Jahren und weit in die 
80er Jahre hinein verhallten 
Appelle zum Masshalten ebenso 
wie Aufforderungen für klare 
Prioritäten, weil das Verständnis 
für knappe Ressourcen und finan­
zielle Grenzen fehlte. Unver­
ständlich ist die bis heute anhal­
tende Zersplitterung der Kräfte 
im Zeitalter von Milliarden-De- 
fiziten. Einige aktuelle Beispiele 
zeigen, wie es im Bundeshaus

♦ die sture Forderung nach 
Einführung einer Mut ter- 
schaftsversicherung, weil es an­
geblich gelte, endlich einen seit

4h
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50 Jahren unbeachteten Verfas­
sungsauftrag zu erfüllen.

In den finanziellen Auswirkungen 
weniger weitreichend, grundsätz­
lich aber ebenso bezeichnend für 
mangelnde Prioritäten, sind an­
dere Förder-Absichten, die alle 
dem ungebrochenen Glauben an 
die staatliche Machbarkeit ent­
springen. So nehmen neben der 
bereits munter sprudelnden Kul­
tur-Giesskanne die Absichten des 
neuen Sportministers zur Sub­
ventionierung und anderweitigen 
Förderung des Sports, in welcher 
Form auch immer, allmählich gi­
gantische und — würde auch hier 
eine strenge Bedarfsabklärung 
nach staatspolitischen und volks­
wirtschaftlichen Kriterien erfol­
gen - völlig überrissene Ausmasse 
an. Was zählt, sind Prestige, Show

planung 1995 bis 1999 mit einer 
Mutterschaftsversicherung, wo­
mit — wie es heisst — «der seit 50 
Jahren bestehende Verfassungs­
auftrag erfüllt werden soll»!!! 
Man kann über Art und Ausmass 
von finanziellen Leistungen für 
Mutterschaft und Kinder sicher 
diskutieren, wird dabei angesichts 
des bereits ausufernden Wohl­
fahrtsstaates sowie der finanziel­
len Zukunftsperspektiven jedoch 
bald einmal an Grenzen stossen. 
Es ist aber unredlich, mit dem 
penetranten Hinweis auf einen 
angeblich unerfüllten Verfas­
sungsauftrag das rechtsstaatliche 
Gewissen gutgläubiger Bürger 
zu verunsichern [2],

In beiden — und weiteren — Fällen 
wird die Frage nach dem Bedarf 
kaum noch gestellt, sondern ein­
fach krampfhaft nach Finanzie­
rungsmöglichkeiten gesucht. Über­
geordnete Ziele, wie etwa (in den 
genannten Projekten) volkswirt­
schaftliche und verkehrspolitische 
Notwendigkeiten bzw. gezielte 
Hilfe für unverschuldet in Not 
geratene Mitbürger bzw. Mit­
bürgerinnen, werden regional­
politischen Rücksichten, der 
Denkmal-Mentalität einiger pro­
filierungssüchtiger Gernegrosse 
sowie der Lust an der staatlichen 
Giesskanne geopfert. Bezüglich 
der Mutterschaftsversicherung 
wird zudem beharrlich verschwie­
gen, dass es der Bundesrat selber 
war, der schon in seiner Botschaft 
vom 17. November 1982 über die 
Volksinitiative «Für einen wirk­
samen Schutz der Mutterschaft» 
geschrieben hat, dass «bereits 
heute, wenn auch nicht dem 
Namen, so doch der Sache nach, 
eine Mutterschaftsversicherung 
besteht. ... Die oft vorgebrachte 
Behauptung, der Verfassungsauf­
trag von Art. 34‘tuinsiuies, Abs. 4, sei 
in keiner Weise erfüllt worden, ist 
daher nicht zutreffend.» Soweit 
der damalige Bundesrat. Heute 
ziert dasselbe «Führungsorgan» 
des Bundes seine Legislatur-
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Mangelnder Sinn für Prioritäten 
und erst noch schwerwiegende 
staatspolitische Gefahren verber­
gen sich hinter der Revision der 
Bundesverfassung. Diese bewirkt 
innerhalb und ausserhalb des 
Bundeshauses einen unverhältnis­
mässigen Kraft- und Zeitver­
schleiss, wenn man bedenkt, dass 
der Bundesrat selber im seinerzei­
tigen Vernehmlassungsschreiben 
zugegeben hat, die heutige Ver­
fassung habe sich als Fundament 
unseres Bundesstaates bewährt 
und sei im Kern nach wie vor ge­
sund. Wozu also diese grossange­
legte Übung in einer Zeit, welche 
die Konzentration aller Kräfte auf 
die wirklich prioritären Probleme 
unseres Landes erfordern würde? 
Die Verniedlichung als «Nach­
führung» oder «mise ä jour» war 
von Anfang an geheuchelt, räum­
te doch sogar Bundesrat Koller an 
der Pressekonferenz vom 31. Mai 
1996 über die Ergebnisse des Ver­
nehmlassungsverfahrens ein, dass 
«schon die Nachführung, das 
liegt in der Natur der Sache, nicht 
frei von politischen Wertungsent- 
scheiden ist». Und bei den inzwi­
schen anstehenden Wertungsent­

scheiden geht es in der Tat um 
mehr als um Kosmetik. Das zei­
gen etwa die Diskussionen um die 
Wirtschaftsfreiheit, sogenannte 
«Kinderrechte» und die Sozial­
ziele, die mit den Grundsätzen ei­
ner von Freiheit und Verantwor­
tung geprägten Staats- und Wirt­
schaftsordnung nicht vereinbar 
sind. Selbst das bequeme Schlag­
wort, es handle sich hier einfach 
um die heutige «Verfassungs­
wirklichkeit», und es gehe zudem 
nicht um einklagbare Ansprüche, 
kann nicht darüber hinwegtäu­
schen, dass damit teils illusionäre 
Erwartungen geweckt und zuhan­
den des Gesetzgebers nicht finan­
zierbare Ansprüche angemeldet 
werden. Zusätzlichen Begehrlich­
keiten wird Tür und Tor geöffnet, 
also genau das Gegenteil dessen 
getan, was heute und in Zukunft 
not täte. Die grundsätzliche Pro­
blematik hat Bundesrat Koller 
in einem Interview im Bulletin 
1/96 des Athenaeum-Clubs der 
Schweiz wie folgt zum Ausdruck 
gebracht: «Sinn der Verfassung ist 
es, das staatliche Handeln zu steu­
ern. Diese Steuerungsfunktion der 
Verfassung ist heute ziemlich be­
einträchtigt. Geht sie noch mehr 
verloren, so ergeht es dem <Staats- 
schiff> wie dem Flochseedampfer, 
der zwar noch Rettungsboote hat, 
aber dessen Kompass nicht mehr 
funktioniert. Wir tun wirklich 
gut daran, dass wir — im Hinblick 
auf die Jahrhundertwende — vor

<^>

und Ausbau der zentralstaatlichen 
Bürokratie, ganz nach dem Motto 
«Der Bund hat’s und vermag’s» 
(Aargauer Zeitung vom 26. Fe­
bruar 1998]. Eigenverantwortung 
und Föderalismus werden zu 
verkrusteten Antiquitäten.



lauter wichtigen Alltagsgeschäf­
ten, nicht vergessen, uns Gedan­
ken zu machen über den Gesamt­
kurs, den wir eigentlich steuern 
wollen.» Genau der mit den Sozi­
alzielen angesteuerte Gesamtkurs 
aber führt nicht in die für eine 
freiheitliche Staats- und Wirt­
schaftsordnung gebotene Rich­
tung. Wir brauchen einen andern 
Kompass, nämlich mehr Freiheit 
und Verantwortung [3].

Das unentwegte Fordern und För­
dern lässt übergeordnete prioritäre 
Ziele, wie sie jedenfalls in Partei­
erklärungen und Sonntagsreden 
bürgerlicher Politiker beschworen 
werden, mehr und mehr verblas­
sen. So wurde und wird die Sanie­
rung des Bundeshaushaltes von 
Legislatur zu Legislatur vertagt 
und erst noch — mit dem neu 
zur Diskussion gestellten Verfas­
sungsartikel — relativiert. Anstatt 
geltende Verfassungs- und Ge­
setzesbestimmungen, insbeson­
dere strenge Ausgabendisziplin 
einzuhalten, werden neue Fis­
kalbelastungen nicht mehr bloss 
hinter vorgehaltener Hand, son­
dern mehr oder weniger offiziell 
als unausweichlich angekündigt 
[4]. Vergessen ist das Parkinson- 
sche Gesetz der Verschwendung, 
das besagt: «Die Ausgaben stei­
gen stets bis an die Grenzen der 
Einnahmen, meistens aber über 
sie hinaus. Bei Mehreinnahmen 
wird das Loch im Staats- oder

Haushaltsäckel nie kleiner, son­
dern grösser als zuvor.» Die Mär 
vom ausgehungerten Staat und 
vom angeblichen Sozialabbau will 
nicht verstummen, und kaum 
noch jemand erinnert sich der 
mutigen Worte des Finanzmini­
sters: «Wir müssen uns dazu auf- 
raffen, vermehrt Nein zu sagen. 
Das braucht politischen Mut.» 
Gleichzeitig jammert sein Bun­
desratskollege im Sportministeri­
um an einer SVP-Delegierten­
versammlung über die ewigen 
Nein-Sager, obwohl er wissen 
müsste — die Statistik der vom 
Parlament jährlich verabschiede­
ten und nicht angefochtenen Er­
lasse beweist es —, dass in Bern 
eher fahrlässige Ja-Sager als ewige 
Nein-Sager den Ton angeben.



1.2 Schwindende 
Glaubwürdigkeit

Ebenso wie fehlende Prioritäten 
lassen Widersprüche und die 
daraus erklärbare schwindende 
Glaubwürdigkeit unserer politi­
schen «Führer» erkennen, dass 
diesen weitgehend die Orientie­
rung fehlt. Das Vertrauen in die 
Behörden nimmt ab [5], Steuer­
willigkeit und Steuermoral lei­
den, das politische Engagement 
bleibt aus. Widersprüchlich und 
deshalb wenig glaubwürdig sind 
beispielsweise Forderungen und 
Aktivitäten in der Wirtschaftspo­
litik. Auf der einen Seite stimmen 
Politiker und Wirtschaftsführer 
im Ruf nach grossem unterneh­
merischem Freiraum, nach De­
regulierungen, nach mehr Wett­
bewerb und einem sogenannten 
schlanken Staat überein. Gleich­
zeitig lassen sie aber die Gesetzes­
flut und den Einfluss des Staates, 
auch in den Wirtschaftsablauf, 
unaufhaltsam anwachsen. Das gilt 
für «dirigistischen Aktivismus» 
zwecks angeblichem aber ent­
mündigendem Sozialschutz, wie 
er beispielsweise im Entwurf zu 
einem neuen Konsumkreditge­
setz zum Ausdruck kommt, aber 
ebenso für staatliche Hilfspro­
gramme. Selbst wenn diese als In- 
novations- und Technologieförde­
rung getarnt werden, verschaffen 
sie den direkt oder indirekt 
begünstigten Unternehmungen

Vorteile, die den Wettbewerb 
verzerren. Die unternehmerische 
Verantwortung wird verwässert, 
d.h. teils auf die staatliche Büro­
kratie verlagert. Diese macht 
Handlungsbedarf geltend und 
engt den unternehmerischen Frei­
raum weiter ein. Wie liest man 
doch bei Friedrich August von 
Hayek: «Die grössten Gefahren für 
die Freiheit lauern in heimtücki­
schen Eingriffen durch Eiferer mit 
gutem Willen, aber ohne Verständ­
nis» [6]. Ganz abgesehen von die­
ser grundsätzlichen Problematik 
löst jedes staatliche Geschenk, 
insbesondere jede Subvention, 
Anschlussbegehren aus, was den 
Staatshaushalt über Gebühr stra­
paziert und schliesslich über 
weitere Steuererhöhungen oder 
Verschuldung jenen Teufelskreis 
auslöst, der niemanden befreit, 
sondern letztlich alle einfängt und 
erwürgt [7]. Die Finanz- und 
Steuerpolitik wirkt indessen noch 
in anderer Hinsicht unglaubwür­
dig. Besonders dann, wenn es ums 
Sparen geht, sind Begriffsver­
wirrungen an der Tagesordnung. 
Der Bund kann zwar Ausgaben 
senken, wenn er beispielsweise 
seine Beiträge an die Institutio­
nen der Sozialversicherungen 
zurücknimmt, diesen aber die 
entgangenen Bundesmittel durch 
Erhöhung der Beiträge der Ver­
sicherten wieder zufliessen lässt. 
Eine Steuer- bzw. Abgabener­
höhung hat den Bundeshaushalt
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entlastet, dafür Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zusätzlich belastet. 
Volkswirtschaftlich eingespart 
wurde nichts, und die Grenzen 
der Fiskalbelastung rückten ein­
mal mehr näher - eine doch offen­
sichtlich verfehlte Zielsetzung! 
Ohne wirkliches Sparen, d.h. oh­
ne Rückzug und Verzichte, lassen 
sich indessen die Bundesfinanzen 
nicht mehr echt sanieren, denn 
sowohl mit weiteren Steuerer­
höhungen als auch mit zusätzli­
chen Schulden bzw. Zinsen würde 
das übergeordnete Ziel der Fi­
nanz- und Steuerpolitik, nämlich 
das Gedeihen der Volkswirtschaft 
zu erwirken und aufrechtzuer­
halten, verfehlt. Ein aktuelles Bei­
spiel der Orientierungslosigkeit 
und fehlender Glaubwürdigkeit 
ist der als Erfolg des Finanzmini­
sters gefeierte «runde Tisch», an 
dem kürzlich Spitzenvertreter der 
Parteien, der Sozialpartner und 
der Wirtschaft ein sogenanntes 
Sanierungsprogramm für die Bun­
desfinanzen gebastelt haben [8].

Schliesslich sind Missbräuche ver­
schiedenster Art, beispielsweise in 
der Sozialversicherung, vor allem 
der Arbeitslosenversicherung, 
nicht dazu angetan, die Glaub­
würdigkeit der Bundesbehörden 
zu stärken. Ähnliches gilt für un­
sorgfältig oder (vielleicht sogar 
bewusst) irreführend redigierte 
Gesetzestexte, wie z.B. beim Er­
lass des Krankenversicherungs­

gesetzes (KVG), wo in der NZZ 
vom 8. Mai 1998 im Nachgang zu 
einem Bundesgerichtsurteil aus­
drücklich von «Pfusch» die Rede 
war. Nachgerade unhaltbar wer­
den Gesetzeslücken und Gesetzes­
vollzug in der Einwanderungs­
politik, speziell im Asylwesen. 
Natürlich liegt die Wurzel der 
ganzen Ausländer- und Asylpro­
blematik in der noch zu wenig 
erkannten weltweiten Bevölke­
rungsexplosion mit ihren gesell­
schaftlichen, sozialen und öko­
logischen Auswirkungen an Ort 
sowie in den für die Einwande­
rung prädestinierten Ländern, wie 
insbesondere auch der Schweiz. 
Stephan Schmidheiny hat in sei­
nem Buch «Kurswechsel», das im 
Jahre 1992 im Hinblick auf die 
UNO-Umweltkonferenz in Rio 
erschienen ist, u.a. geschrieben: 
«Wenn wir dieses Problem nicht 
lösen können in absehbarer Zu­
kunft, dann sehe ich für alle 
andern Ansätze keine Chance. Es 
gibt kaum ein Armuts-, Gesund- 
heits-, Wohn- oder Umweltpro­
blem, das nicht mit dem Be­
völkerungswachstum zusammen­
hängt.» Auf diesem Hintergrund 
gehören auch für unser Land die 
Einwanderungs-, Ausländer- und 
speziell Asylpolitik zweifellos zu 
den wichtigsten, schwierigsten 
und dringendsten Problemen un­
serer Behörden, primär auf Bun­
desebene. Einiges wird sich nicht 
im Alleingang lösen lassen. Es ist



aber unverständlich und rächt 
sich heute, dass das, was wir in 
eigener Regie verbessern könnten, 
allzu lange verniedlicht worden 
ist, und dass das zuständige De­
partement, Bundesrat und Parla­
ment ihre Kräfte in Visionen ver­
schiedenster Art (wie eine neue 
Bundesverfassung!) zersplittern, 
anstatt sich darauf zu konzen­
trieren, die Einwanderungspraxis 
massiv zu verschärfen, den un­
bestritten hohen Anteil von Aus­
ländern an der Kriminalität sowie 
ganz allgemein jene Missstände 
zu mildern, unter denen grosse 
Teile unserer Bevölkerung mehr 
und mehr leiden [9].

schworen und deshalb die Ent­
wicklung besser im Griff als die 
Schweiz. Nicht eine grössere Zahl 
von Betreuerstellen, mit denen 
Bundesrat Koller glaubt Abhilfe 
schaffen zu können, sondern eine 
selektivere Einwanderungspoli­
tik, eine strengere und raschere 
Ausschaffungspraxis, härteres 
Durchgreifen gegenüber Miss­
bräuchen und Kriminalität, aber 
auch weniger lukrative finanzielle 
Zuwendungen vermöchten in 
diesem Bereich — ohne unsere 
humanitären Verpflichtungen zu 
vernachlässigen — unser Schwei­
zerhaus wieder wohnlicher zu ge­
stalten. Es ist zu hoffen, dass der 
mit den parlamentarischen Vor­
stössen der Ständeräte Loretan 
und Reimann in der Frühjahrs­
session 1998 neu aufgeflackerte 
Hoffnungsschimmer nicht ebenso 
rasch wieder verblasst wie frühere 
Vorstösse [10]. Neueste Absichts­
erklärungen von Bundesrat Koller 
stimmen zuversichtlich.

Dieser Leidensdruck, dieser Miss­
mut, dieses Unverständnis wächst 
und könnte sich bald einmal in 
unbedachten Reaktionen ent­
laden. Sowohl die gigantische 
Zunahme der angeblich «Asyl»- 
Suchenden, langwierige und kost­
spielige Verfahren (sogar bei er­
wiesener Illegalität), Arroganz 
und Kriminalität als auch die teils 
allzu grosszügigen finanziellen 
Leistungen, ganz abgesehen von 
den Millionenbeträgen, welche 
unter dem Titel Asylwesen unsere 
Staatsrechnung zieren — all das 
ist Ausdruck kläglicher Orien­
tierungslosigkeit aufgrund einer 
falsch verstandenen Menschlich­
keit. Anders als wir hat unser 
nördlicher Nachbar diesem 
«Pseudo-Humanismus» abge-



1.3 Verlorene 
Bescheidenheit

Diktate taugen dazu. Direkte 
Demokratie und Föderalismus 
setzen jenen Rahmen, der die be­
sten Voraussetzungen für einen 
menschenwürdigen politischen 
Willensbildungsprozess mit eini­
germassen repräsentativen Mehr­
heiten bietet.

Zahlreiche Tendenzen deuten dar­
auf hin, dass eben dieses Demo­
kratie- (und Föderalismus-)Ver- 
ständnis mehr und mehr in Frage 
gestellt wird. Regierung und Par­
lament wollen zeigen, was sie al­
les können. Sie geben vor, 
unter dem Erwartungsdruck ihrer 
Wähler zu stehen. Im Grunde 
aber sind sie es, die Erwartungen 
wecken und die Anspruchsmen­
talität züchten. Entsprechend fällt 
auch die Reaktion des Bundeshau­
ses auf Abstimmungsergebnisse aus. 
Häufig finden Verfassungs- und 
Gesetzesvorlagen die Zustim­
mung des Souveräns, dann und 
wann aber auch nicht. Im einen 
Fall taxiert das politische Esta­
blishment das Volk als weise, im 
andern Fall (der vielleicht nur ein 
halbes Jahr nach dem ersten ein­
tritt) ist der Souverän dumm, un­
genügend informiert oder ewig­
gestrig! Es fehlt am Respekt vor 
dem mündigen Bürger. Anstatt 
nun aber solche «Wechselbäder» 
als Ausdruck freier Entscheidung 
hinzunehmen, folgen oft Trotzre­
aktionen oder Neuauflagen durch 
juristische Hintertüren. Beides

Ein weiterer Trend lässt die Kluft 
zwischen den Bürgern und der 
«classe politique» grösser werden. 
Es handelt sich dabei weniger um 
Widersprüche zwischen Worten 
und Taten als vielmehr um einen 
bewusst angesteuerten Werte-Wan- 
del: Bescheidenheit, Dienen und 
Kleinstaatlichkeit sollen durch 
den Kult politischer Übermen­
schen und des Gigantismus ab­
gelöst werden. In diesem Trend 
geht die Orientierung leicht ver­
loren. Hilfe müsste eigentlich 
eine Binsenwahrheit bieten, die in 
derNZZvom 15./16. April 1989 
wie folgt umschrieben worden ist: 
«Es gibt kein homogenes Volk 
mit einheitlichen Interessen, son­
dern laufend mehr Gruppen mit 
unterschiedlichen Anliegen und 
zum Teil auseinanderstrebenden 
Werterhaltungen, die sich ent­
sprechend politisch vertreten las­
sen. Kein einzelner Parlamentari­
er kann die Interessen des ganzen 
Volkes wahrnehmen.» Selbst das 
Kollektiv der auf dem Olymp zu 
Bern thronenden Parlamentarier 
stösst diesbezüglich an Grenzen. 
Die Vielgestaltigkeit, eben die 
Pluralität unserer Gesellschaft, 
muss durch unsere politischen 
Strukturen und Entscheidungs­
mechanismen irgendwie einge­
fangen werden. Weder politische 
«Führer» noch zentralstaatliche



Übermenschen finden sich indes­
sen nicht bloss in den Reihen von 
Politikern, die sich selber über­
schätzen, sondern ebenso in kirch­

lichen Kreisen. In den Schweizer 
Monatsheften 11/97 befasst sich 
Johannes Schasching mit dem 
Verhältnis der Kirche zur Markt­
wirtschaft. Er legt dar, die 
Kirchen hätten gelernt, «dass sie 
wirtschaftliche Gesetze nicht er­
setzen können und dass sie nicht 
in der Lage sind, in dieser Welt 
eine ideale Gesellschaft zu ver­
wirklichen.» (Dieser Illusion ja­
gen leider immer noch manche 
Politiker nach, die nicht un­
bedingt «Kirchenmenschen» zu 
sein brauchen!) Indessen würden 
die Kirchen davon ausgehen, 
«dass sie — zwar nicht die ein­
zigen, aber doch wichtige — Ver­
treter der Begründung und 
Vermittlung moralischer Werte 
sind», und sie würden sich, auch 
wenn sie nicht ausschliesslich 
dafür zuständig seien, «dafür 
verantwortlich fühlen, dass unse­
re moderne Gesellschaft durch 
religiöse und moralische Kräfte 
zu mehr Humanität gelange». An 
sich wird man den Kirchen diese 
Legitimation nicht absprechen 
wollen. Zwei ergänzende Hin­
weise möchten die Feststellung 
aber doch etwas relativieren. Er­
stens gibt es in unserer Gesell­
schaft glücklicherweise viele Bür­
ger, Politiker und Wirtschafts­
führer, die das Wort Gottes eben­
falls kennen und sich bemühen, 
danach zu handeln. Sie können 
dabei allerdings und verständli­
cherweise zu recht unterschied-

kann zu Frustration oder allmäh­
licher Zermürbung der Stimm­
bürger führen. Weniger kurzfri­
stig durchschaubar als langfristig 
bedrohend können sich die 
aktuellen Bestrebungen zur Re- 
gierungs- und Parlamentsreform, 
insbesondere die sogenannte 
Staatsleitungsreform im Rahmen 
der Totalrevision der Bundesver­
fassung, erweisen. Als wichtigstes 
Ziel wurde von der anfangs der 
90er Jahre eingesetzten Arbeits­
gruppe die «wirksame und effekt­
volle Führung» bezeichnet. So­
weit, so gut. Jedenfalls solange es 
um die straffe Führung des Appa­
rates geht. Doch fällt auf, dass das 
Schwergewicht seither immer 
mehr auf eine «effektvolle Staats­
führung», nicht einfach eine wir­
kungsorientierte Verwaltung, ge­
legt wird. Genau hier aber setzen 
Bedenken jener ein, die sich von 
einem freiheitlich geprägten 
Staatsverständnis leiten lassen. 
Schritte in Richtung einer effekt­
vollen Staatsführung beflügeln 
nämlich unweigerlich staatliche 
Macher, sitzen diese nun in der 
Verwaltung, der Regierung oder 
im Parlament. Sie fühlen sich in 
ihren Machtansprüchen bestätigt 
und neigen zu noch mehr Über­
heblichkeit.



über-Orientierungslosigkeit zu 
winden [12].

Wie aber verhält es sich im Zeit­
alter der Globalisierung und In­
ternationalisierung mit der von 
Rudolf von Salis so überzeugend 
verfochtenen Idee der «Schweize­
rischen Kleinwelt»? Verfallen wir 
wirtschaftlich und politisch dem 
Grössenwahn? Ist small nicht 
mehr beautiful, oder Grösse viel­
leicht doch gefährlich? Was 
zunächst den wirtschaftlichen 
Aspekt anbetrifft, sollte man sich 
davor hüten, in den genannten 
Schlagworten völlig neue Ent­
wicklungstendenzen erkennen zu 
wollen. Die Schweiz, insbesonde­
re die schweizerische Wirtschaft, 
war immer weltoffen und pflegte 
internationale Beziehungen in 
den verschiedensten Formen. 
Auch Kooperationen und wirt­
schaftliche Zusammenschlüsse 
gab es eh und je. Das besondere 
Merkmal der letzten und wohl 
auch der nächsten Jahre sind 
Tempo, Ausmass und einige Be­
sonderheiten der heutigen Er­
scheinungsformen. Der Druck des 
weltweiten Wettbewerbs verstärkt 
sich, nicht bloss wegen der viel­
fältigeren und günstigeren Kom­
munikations- und Transportmög­
lichkeiten, sondern wegen des 
rasanten wirtschaftlichen Auf­
stiegs zahlreicher Länder in Asien, 
Lateinamerika und Osteuropa. 
Diese haben sich aus staatssoziali-

lichen politischen Werturteilen 
kommen, beispielsweise bezüg­
lich der Möglichkeiten bzw. Illu­
sionen, das Paradies auf Erden 
zu verwirklichen [11]. Die Kirche 
als Institution und eine Art 
überirdischer Autorität sollte 
sich diesbezüglich zurückhalten, 
weil sie sonst eine ihrer wichtig­
sten Aufgaben nicht mehr oder 
nur mit Mühe erfüllen kann, 
nämlich eine Stätte der Besin­
nung zu sein und Seelsorge anzu­
bieten für alle Menschen, gleich 
welcher Stellung und politischen 
Ausrichtung. Zweitens darf im­
mer dann, wenn Repräsentanten 
der Kirche doch Empfehlungen 
zu sachpolitischen Problemen for­
mulieren, der erforderliche Sach­
verstand nicht fehlen. Andernfalls 
haftet solchen Verlautbarungen 
etwas Pharisäerhaftes an, das 
Glaubwürdigkeit und Beschei­
denheit vermissen lässt. Professor 
Silvio Borner hat sich in der Aar­
gauer Zeitung vom 14. Februar 
1998 unter dem Titel «Ökumeni­
sche Ökonomie» kritisch, aber 
sachkompetent, mit einer Schrift 
auseinandergesetzt, welche die 
Schweizerische Bischofskonferenz 
und der Schweizerische evangeli­
sche Kirchenbund herausgegeben 
haben. Anhand zahlreicher Bei­
spiele kommt er zum Schluss, dass 
es sich dabei um eine «unseriöse 
und tendenziöse Arbeit» handle. 
Solche Verlautbarungen sind 
nicht dazu angetan, die aktuelle
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Auch unter politischen Gesichts­
punkten sind Vorbehalte gegen­
über unbedachtem Grössenwahn 
angezeigt. Zunächst ist daran zu 
erinnern, dass die Schweiz schon 
bisher enge Beziehungen sowohl 
zu andern Staaten als auch zu den 
immer zahlreicheren internatio­
nalen Institutionen unterhält und 
dieses Engagement durch be­
achtliche finanzielle Leistungen 
untermauert. Ebenso verschliesst 
sie sich der Notwendigkeit inter­
nationaler Zusammenarbeit, bei­
spielsweise zur Bekämpfung der 
Kriminalität oder zur Verstär­
kung des Umweltschutzes, nicht. 
Noch intensiver ist die Zusam­
menarbeit mit den angrenzenden 
Regionen in unsern Nachbar-

stischen Zwängen gelöst und zu 
marktwirtschaftlichen Ordnun­
gen durchgerungen. Sie sind in­
zwischen — übrigens weitgehend 
dank finanzieller und technolo­
gischer Hilfe «alter» Industriena­
tionen - konkurrenzfähig gewor­
den und können mit günstigen 
(Arbeits-)Kosten zu Preisen an­
bieten, die für unsere Begriffe 
«jenseits von gut und böse» lie­
gen. Der Druck auf die Anbieter 
in unseren Breitengraden ver­
stärkt sich dementsprechend auch 
im eigenen Land, weil die Kon­
sumenten Mühe bekunden oder 
überhaupt nicht willens sind, 
höhere als Weltmarktpreise zu be­
zahlen. Komisch nur, dass sie sich 
dann gleichzeitig beklagen, wenn 
unsere Unternehmungen alle 
Möglichkeiten ausschöpfen müs­
sen, um preislich mithalten zu 
können und im Strukturwandel 
zu bestehen. Dazu gehören auch 
Kooperationen und Fusionen, sei 
es mit inländischen oder ausländi­
schen Partnern, ferner Auslage­
rungen und weitere Rationalisie­
rungsmassnahmen, die allesamt 
Arbeitsplätze in Frage stellen 
können. Natürlich ist äussere 
Grösse allein kein ausreichendes 
Erfolgsrezept, und Schwierigkei­
ten in der Durchsetzung an sich 
überzeugender Strategien, wie 
etwa die Zusammenführung un­
terschiedlicher Firmenkulturen, 
werden oft verkannt. Sie können 
aber mithelfen, neue Märkte zu

erschliessen, Marktpositionen zu 
festigen und langfristig neue 
Arbeitsplätze zu schaffen. Andere 
entscheidende Erfolgsfaktoren, 
wie Innovationskraft, Motivation 
der Mitarbeiter, Flexibilität und 
rasche Entscheidungsprozesse, 
sind indessen nicht das Privileg 
von Grossunternehmungen, im 
Gegenteil: Gerade dank solcher 
und anderer Eigenschaften, die 
im kleineren, überschaubaren 
Rahmen einen guten Nährboden 
finden, hat sich die schweizerische 
Wirtschaft mit der dominieren­
den Stellung von Klein- und 
Mittelbetrieben auch im Zeitalter 
tiefen Strukturwandels als resi­
stent erwiesen [13].
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erweisen, denn «in Brüssel

Genug der Beispiele, die das 
Labyrinth politischen und wirt­
schaftlichen Wunschdenkens ver­
anschaulichen sollten. Sie zeigen, 
dass viele Bürger und Politiker, 
vorab solche, die sich zum soge­
nannt bürgerlichen Lager zählen,

hat der Stärkere recht, ob in der 
Kommission, im Ministerrat oder 
im Parlament» (so Thomas Wyss 
in der «Finanz und Wirtschaft» 
vom 6.Juni 1998). Als noch zen­
traler erscheint indessen eine an­
dere Frage, der man leider kaum 
einmal begegnet, die Frage näm­
lich, ob denn die EU tatsächlich 
ein umfassendes freiheitliches 
Ordnungssystem für Staat und 
Wirtschaft gewährleiste, m.a.W. 
gesagt, ob ein EU-Beitritt unter 
ordnungspolitischen Gesichtspunk­
ten überhaupt vertretbar wäre. 
Die Antwort kann an dieser 
Stelle nicht abschliessend sein, 
weil die Überlegungen im zwei­
ten Kapital weitere Anhalts­
punkte bieten können. Immerhin 
mag unter dem hier zur Dis­
kussion stehenden Aspekt von 
Grösse, Macht und Machbarkeit, 
bzw. Kleinstaatlichkeit und Be­
scheidenheit interessieren, dass 
namhafte Autoren, insbesondere 
Stimmen in den von der Ludwig- 
Erhard-Stiftung herausgegebenen 
«Orientierungen», immer wieder 
auf gefährliche Tendenzen inner­
halb der EU aufmerksam machen 
[14],

ländern. Von Alleingang kann 
also keine Rede sein. Öffnung und 
Ja zu Europa waren und sind 
schweizerische Tradition. Kritisch 
wird es indessen dann, wenn die 
Einbindung in eine europäische 
oder weltumspannende politische 
Organisation zur Diskussion steht. 
Soll die Schweiz — wie es der Bun­
desrat sowie grosse Kreise des Par­
lamentes und der Wirtschaft an­
streben — Mitglied der europäi­
schen Union (EU) werden, im 
vollen Bewusstsein, damit we­
sentliche Teile ihrer Eigenstän-, 
digkeit, ihrer Souveränität preis­
geben zu müssen, dafür dann al­
lerdings Teil eines grösseren 
Ganzen, eines überstaatlichen 
Machtgebildes mit weltpoliti­
schem Gewicht zu werden? Wie 
sehr Prestige und Macht wichtige 
Triebkräfte innerhalb der EU 
sind, ist kein Geheimnis. Dass 
danach auch Beitrittsbefürworter 
in der Schweiz gelüstet, hat Kurt 
Schiitknecht in der «Finanz und 
Wirtschaft» vom 18. Dezember 
1991 mit folgenden Worten um­
schrieben: «Die Sehnsucht nach 
dem grossen Europa nimmt in der 
Schweiz zu. Viele Politiker möch­
ten auch an den Schalthebeln der 
Macht in Europa sitzen oder, 
wie es so schön tönt, an der Ge­
staltung des künftigen Europa 
mitwirken.» Doch genau die 
Hoffnung auf eine entscheidende 
Mitwirkung dürfte sich als Illu­
sion<0
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Entmündigung und materiellen 
Ausbeutung der Bürger einge­
läutet wird.

Im zweiten Teil gilt es deshalb, sich 
auf das zu besinnen, was aus frei­
heitlicher Sicht erstrebenswert ist 
und sich, trotz Rückschlägen, bis­
her immer wieder als erfolgreich er­
wiesen hat. Es wird versucht, als 
Voraussetzung für entsprechende 
Taten, Klarheit über einige Begriffe 
zu gewinnen, Begriffe, die zwar in 
aller Leute Mund und Ausdruck 
echter, beständiger Werte sind, die 
aber oft missverstanden oder be­
wusst so interpretiert werden, dass 
mit deren Umsetzung der Orientie­
rungslosigkeit nicht Einhalt gebo­
ten wird, sondern diese sich weiter 
verstärkt. Klassische Beispiele sind 
die Begriffe Ordnungspolitik und So­
ziale Marktwirtschaft. Diese stehen 
im Mittelpunkt der folgenden Über­
legungen. Es wird sich dann auch 
zeigen, dass selbst freiheitlichste 
staatliche Rahmenbedingungen ver­
sagen, wenn es nicht gelingt, die 
wichtigsten Akteure unserer Wirt­
schaftsordnung, nämlich die Unter­
nehmer und die Sozialpartner, in 
Pflicht zu nehmen.

♦

hin- und hergerissen sind zwi­
schen dem Glauben an die Kraft 
von Freiheit und Verantwortung 
einerseits, dem Glauben an die 
staatliche Machbarkeit, an Macht 
und Grösse anderseits. Zwar 
blieb die Hoffnung, mit Ge­
setzen, viel Geld und staatlichen 
Institutionen liessen sich alle Pro­
bleme lösen und gewissermassen 
das Paradies auf Erden zurück­
gewinnen, unerfüllt. Und doch 
greifen insbesondere in Zeiten 
wirtschaftlicher und gesellschaft­
licher Spannungen viele Betrof­
fene (Arbeitnehmer, Arbeitslose, 
ja sogar Unternehmer u.a.) leicht 
zu eben diesem vermeintlichen 
Rettungsanker. So dreht sich jene 
Spirale weiter, die mit der Absage 
an das Primat von Freiheit und 
Verantwortung begonnen hat und 
als Folge davon die Staats-, Fiskal- 
und Schuldenquote als Ausdruck 
des staatlichen Einflusses und 
der stillen Enteignung privaten 
Eigentums im langfristigen Trend 
unaufhaltsam steigen lässt. Trotz­
dem blieben und bleiben wegen 
mangelnder Prioritäten und der 
Fixierung vieler Politiker auf 
persönliches Prestige und ihre 
Macht wichtige Probleme un­
gelöst. Das wiederum verstärkt 
erneut den Ruf nach noch mehr 
staatlichen Eingriffen, noch mehr 
Geld für die Staatskasse, noch 
mehr Bürokratie und sterile 
parlamentarische Betriebsamkeit, 
womit die nächste Runde der




